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771 . Bundesgesetz, mit dem das Patentgesetz
geändert wird (Patentgesetz-Novelle 1992)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Patentgesetz 1970, BGBl. Nr. 259, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 418/1992, wird wie folgt geändert:

1. § 57 b Abs. 2 lautet:

„(2) Das Entgelt für Service- und Informations-
leistungen, die das Patentamt ständig anbietet, ist im
Patentblatt zu veröffentlichen. Bei Service- und
Informationsleistungen, die nicht ständig angeboten
werden, ist das Entgelt im Einzelfall zu vereinbaren.
Die Höhe des Entgelts hat sich am jeweils
erforderlichen Arbeits- und Sachaufwand zu
orientieren. In Fällen, in denen die Leistung
überwiegend im öffentlichen Interesse liegt, kann
ein geringeres Entgelt oder Unentgeltlichkeit
vorgesehen werden."

2. § 57 b Abs. 3 entfällt.

3. § 58 werden folgende §§ 58 a und 58 b
angefügt:

„§ 58 a. (1) Dem Patentamt kommt insofern
Rechtspersönlichkeit (Teilrechtsfähigkeit) zu, als es
berechtigt ist, durch folgende Tätigkeiten auf dem
Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes Vermögen
und Rechte zu erwerben:

1. Service- und Informationsleistungen im Sinne
des Abs. 2,

2. Herstellung, Verlag, Vertrieb und Vermitt-
lung von Druckwerken, Software und bespiel-
ten Ton-, Bild- und Datenträgern sowie

3. Ausstellungen,- Seminare und ähnliche Veran-
staltungen.

(2) Der Präsident des Patentamtes hat mit
Verordnung diejenigen Service- und Informations-
leistungen zu bestimmen, die vom Patentamt im
Rahmen seiner Teilrechtsfähigkeit zu erbringen
sind. Bei der Bestimmung der einzelnen Service-
und Informationsleistungen ist darauf Bedacht zu
nehmen, daß diese ihrer Art nach geeignet sind, im
Rahmen der Teilrechtsfähigkeit erbracht zu wer-
den.

(3) Im Rahmen seiner Teilrechtsfähigkeit ist das
Patentamt auch befugt:

1. Tätigkeiten gemäß Abs. 1, die Buchführung
und die sonstige Vermögens-, Personal- und
Inventarverwaltung im Rahmen der Teil-
rechtsfähigkeit sowie Hilfstätigkeiten im Rah-
men der Patentamtsverwaltung an Dritte,
insbesondere auch an Verwaltungseinrichtun-
gen des Bundes, gegen Ersatz der Aufwendun-
gen aus dem Vermögen der Teilrechtsfähig-
keit zu übertragen,

2. Rechtsgeschäfte abzuschließen, die mit Tätig-
keiten gemäß Abs. 1 im Zusammenhang
stehen und

3. mit Genehmigung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten die Mitglied-
schaft bei Vereinen, anderen juristischen
Personen oder zwischenstaatlichen Organisa-
tionen zu erwerben,.wenn dies im Interesse der
Förderung des gewerblichen Rechtsschutzes
liegt.

(4) Das Patentamt ist berechtigt, von dem
Vermögen und den Rechten, die im Rahmen seiner
Teilrechtsfähigkeit erworben werden, zur Erfüllung
seiner Aufgaben Gebrauch zu machen. Für
Verbindlichkeiten, die durch die Tätigkeit des
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Patentamtes im Rahmen seiner Teilrechtsfähigkeit
entstehen, trifft den Bund keine Haftung.

§ 58 b. (1) Soweit das Patentamt im Rahmen des
§ 58 a tätig wird, hat es für eine Gebarung nach den
Grundsätzen eines ordentlichen Kaufmannes zu
sorgen. Der jährliche Rechnungsabschluß ist dem
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten
sowie dem Bundesminister für Finanzen vorzulegen.
Dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten ist überdies jederzeit Einsicht in die
Gebarungsunterlagen zu gewähren.

(2) Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten ist ermächtigt, die Gebarung, die
sich aus der Teilrechtsfähigkeit ergibt, auf die
Übereinstimmung mit bestehenden Rechtsvorschrif-
ten und die ziffernmäßige Richtigkeit zu prüfen.

(3) Auf Dienstverträge, die das Patentamt im
Rahmen seiner Teilrechtsfähigkeit abschließt, ist das
Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921, in der
jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

(4) Die Vorschriften über die Ausübung von
Gewerben sind auf die Tätigkeit des Patentamtes im
Rahmen des § 58 a nicht anzuwenden."

4. § 168 Abs. 4 lautet:

„(4) Mit Verordnung können besondere Gebüh-
ren für amtliche Veröffentlichungen, Beglaubigun-
gen, Registerauszüge, Patenturkunden, Prioritäts-
belege und Amtszeugnisse festgesetzt werden. Bei
der Festsetzung des einzelnen Gebührensatzes, der
330 S nicht übersteigen darf, ist der für die amtliche
Tätigkeit erforderliche Arbeits- und Sachaufwand
zu berücksichtigen. Soweit die Höhe der Gebühren
von der Zahl der Seiten oder Blätter abhängt, ist
§ 166 Abs. 10 anzuwenden."

Klestil
Vranitzky

7 7 2 . Bundesgesetz, mit dem das Patentan-
waltsgesetz und das Musterschutzgesetz 1990

geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Patentanwaltsgesetz, BGBl. Nr. 214/1967, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 172/1983 wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 und 3 lauten:

„§ 1.(1) Der Beruf des Patentanwalts ist ein freier
Beruf. Zur Ausübung dieses Berufs ist nur befugt,
wer in die Liste der Patentanwälte oder in das
Verzeichnis gemäß § 16 a Abs. 2 eingetragen ist."

„(3) Die Liste der Patentanwälte und das
Verzeichnis gemäß § 16 a Abs. 2 sind von der
Patentanwaltskammer zu führen."

2. § 2 lautet:

„§ 2. (1) Die Eintragung in die Liste der
Patentanwälte ist an den Nachweis der Erfüllung
nachstehender Erfordernisse gebunden:

a) österreichische Staatsangehörigkeit oder
Staatsangehörigkeit eines anderen EWR-
Staates;

b) Eigenberechtigung;
c) ständiger Wohnsitz und Kanzleisitz in Öster-

reich;
d) Vollendung der Studien technischer oder

mathematisch-naturwissenschaftlicher Fächer
an einer inländischen Universität oder Nostri-
fizierung eines entsprechenden ausländischen
akademischen Grades gemäß § 40 des Allge-
meinen Hochschul-Studiengesetzes, BGBl.
Nr. 177/1966;

e) Zurücklegung einer Praxis (§ 3) nach Vollen-
dung der Studien;

f) Ablegung der Patentanwaltsprüfung (§§ 8 ff.)
nach Vollendung der Praxis.

(2) Bei Staatsangehörigen eines EWR-Staates,
welche die in Art. 3 der Richtlinie des Rates vom
21. Dezember 1988 über eine allgemeine Regelung
zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine
mindestens dreijährige Berufsausbildung abschlie-
ßen (89/48/EWG), ABl. EG Nr. L 19 (1989), S 16,
angeführten Voraussetzungen hinsichtlich des pa-
tentanwaltlichen Berufs erfüllen, ersetzt die Eig-
nungsprüfung (§§ 15 a und 15 b) die Erfordernisse
gemäß Abs. 1 lit. d bis f."

3. § 3 Abs. 1 bis 3 und 5 lauten:

„§ 3. (1) Die Praxis hat eine mindestens
fünfjährige tatsächliche Verwendung in Normalar-
beitszeit als Patentanwaltsanwärter bei einem in die
Liste der Patentanwälte eingetragenen Patentanwalt
zu umfassen. Auf diese Praxis ist anzurechnen

a) einem Bewerber, der ständiges fachtechni-
sches Mitglied des Patentamts war, seine
Verwendung als fachtechnischer Beamter des
Patentamts im halben Ausmaß ihrer Dauer;

b) eine der Vorbildung (§ 2 Abs. 1 lit. d)
angemessene und dem Aufgabenkreis eines
Patentanwalts entsprechende, praktische Betä-
tigung auf dem Gebiet des gewerblichen
Rechtsschutzes, jedoch höchstens im Ausmaß
von zwei Jahren.

(2) Für die staatlich befugten und beeideten
Ziviltechniker, die den Voraussetzungen des § 2
Abs. 1 lit. d entsprechen, genügt eine bei einem in
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die Liste der Patentanwälte eingetragenen Patent-
anwalt zurückgelegte Praxis in der Dauer von zwei
Jahren. Auf diese Praxis sind Betätigungen gemäß
Abs. 1 anzurechnen, jedoch ist eine Praxis als
Patentanwaltsanwärter bei einem in die Liste der
Patentanwälte eingetragenen Patentanwalt im Min-
destausmaß von einem Jahr erforderlich.

(3) Die zwanzigjährige Verwendung als fach-
technischer Beamter des Patentamts ersetzt, sofern
auf sie eine mindestens fünfzehnjährige Verwen-
dung als ständiges Mitglied des Patentamts entfällt,
das Erfordernis der Praxis und der Prüfung (§ 2
Abs. 1 lit. e und f)."

„(5) Über die Anrechnungen gemäß Abs. 1 und 2
hat der Präsident des Patentamts nach Anhörung
der Patentanwaltskammer zu entscheiden."

4. § 7 Abs. 1 lit. a bis c lautet:
,,a) durch Verlust der gemäß § 2 Abs. 1 lit. a

erforderlichen Staatsangehörigkeit;
b) durch Verlust der Eigenberechtigung sowie

durch Eröffnung des Konkurses oder Abwei-
sung des Konkursantrags mangels Masse;

c) durch Aufgabe des ständigen Wohnsitzes
oder Kanzleisitzes in Österreich;"

5. Die Überschrift des II. Abschnitts lautet:

„Patentanwaltsprüfung und Eignungsprüfung"

6. § 8 lautet:

„§ 8. (1) Die Patentanwaltsprüfung (§ 2 Abs. 1
lit. f) ist beim Patentamt in deutscher Sprache
abzulegen. Der Patentanwaltsanwärter ist zur
Prüfung zuzulassen, wenn die im § 2 Abs. 1 lit. a, b,
d und e vorgesehenen Erfordernisse für die
Eintragung in die Liste der Patentanwälte erfüllt
sind. Über das Ansuchen um Zulassung zur
Patentanwaltsprüfung hat der Präsident des Patent-
amts nach Anhörung der Patentanwaltskammer zu
entscheiden.

(2) Für das Ansuchen ist eine Gebühr im
vierfachen Ausmaß der Anmeldegebühr gemäß
§ 166 Abs. 1 des Patentgesetzes 1970, BGBl.
Nr. 259, an das Patentamt zu zahlen."

7. § 11 lautet:

„§ 11. Die Prüfungskommission hat sich zu
überzeugen, ob der Patentanwaltsanwärter über
eingehende Kenntnisse der österreichischen Rechts-
vorschriften auf dem Gebiet des Patent-, Halbleiter-
schutz-, Marken-, Muster- und Patentanwaltsrechts
und des einschlägigen zwischenstaatlichen Ver-
tragsrechts verfügt, ob er mit den Vorschriften des
österreichischen Wettbewerbsrechts und mit den
wichtigsten ausländischen Rechtsvorschriften auf
diesen Gebieten sowie mit den österreichischen
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Verfassungs-
rechts, Verwaltungsrechts, bürgerlichen Rechts,

Handelsrechts und Zivilprozeßrechts vertraut ist,
soweit diese Vorschriften für die Tätigkeit eines
Patentanwalts von Bedeutung sind, und ob er die
zur praktischen Anwendung der Vorschriften
erforderliche Auffassung, Urteilsgabe und Ge-
wandtheit sowie einen geordneten Vortrag besitzt.
Der mündlichen Prüfung hat eine schriftliche
Prüfung vorauszugehen."

8. § 15 werden folgende §§ 15 a und 15 b
angefügt:

„§ 15 a. Auf die Eignungsprüfung (§ 2 Abs. 2)
sind die §§ 8 bis 10 und 12 bis 15 mit der Maßgabe
anzuwenden, daß die Zulassung zur Prüfung zu
erfolgen hat, wenn die im § 2 Abs. 1 lit. a und b und
Abs. 2 vorgesehenen Erfordernisse für die Eintra-
gung in die Liste der Patentanwälte erfüllt sind.

§ 15 b. Die Prüfungskommission hat sich zu
überzeugen, ob der Prüfungskarididat über einge-
hende Kenntnisse der österreichischen Rechtsvor-
schriften auf dem Gebiet des Patent-, Halbleiter-
schutz-, Marken-, Muster- und Patentanwaltsrechts
verfügt sowie ob er mit den österreichischen
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Verfassungs-
rechts, Verwaltungsrechts, bürgerlichen Rechts,
Handelsrechts, Zivilprozeßrechts und Wettbe-
werbsrechts vertraut ist, soweit diese Vorschriften
für die Tätigkeit eines Patentanwalts von Bedeutung
sind. Der mündlichen Prüfung hat eine schriftliche
Prüfung vorauszugehen."

9. § 16 ist folgender § 16 a anzufügen:

„§ 16 a. (1) Staatsangehörige eines EWR-Staates,
welche die Eignungsprüfung gemäß § 2 Abs. 2
abgelegt haben, jedoch nicht in die Liste der
Patentanwälte eingetragen sind, sind zur vorüberge-
henden berufsmäßigen Beratung und Vertretung im
Sinne des § 16 Abs. 1 nur dann berechtigt, wenn sie
in das Verzeichnis gemäß Abs. 2 eingetragen sind.
Während der Dauer dieser Dienstleistung ist der
Berechtigte befugt, den Titel „Patentanwalt" zu
führen.

(2) Die im Abs. 1 genannten Personen sind auf
Antrag in ein von der Patentanwaltskammer zu
führendes Verzeichnis einzutragen, wenn die von
der Patentanwaltskammer zu überprüfenden Ein-
tragungsvoraussetzungen erfüllt sind. Die §§ 4 bis 7,
17 bis 22, 44 bis 46 und 48 bis 75 sind sinngemäß
anzuwenden."

10. § 27 Abs. 1 und 7 lautet:

„§ 27. (1) Patentanwaltsanwärter müssen die im
§ 2 Abs. 1 lit. a, b und d vorgeschriebenen
Erfordernisse erfüllen und ihren ständigen Wohn-
sitz in einem EWR-Staat haben."

„(7) Patentanwälte, die auf die Ausübung des
Patentanwaltsberufs gemäß § 7 Abs. 1 lit. i verzich-
tet haben, können bei einem Patentanwalt als
Patentanwaltsanwärter beschäftigt werden, sofern
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1. sie die Voraussetzungen gemäß § 2 Abs. 1 lit. a
und b weiterhin erfüllen und ihren ständigen
Wohnsitz in einem EWR-Staat haben;

2. ihnen die Ausübung des Patentanwaltsberufs
nicht durch ein Disziplinarerkenntnis unter-
sagt worden ist;

3. der Verzicht nicht während eines anhängigen
Disziplinarverfahrens erfolgt ist.

Beantragen sie neuerlich die Eintragung in die Liste
der Patentanwälte, so sind die §§ 4 bis 6
anzuwenden. Eine neuerliche Prüfung ist jedoch
nicht erforderlich."

11. § 35 Abs. 2 lit. a und c lautet:

„a) die Führung der Liste der Patentanwälte und
des Verzeichnisses gemäß § 16 a Abs. 2 sowie
die Entscheidung über die Eintragung in
diese;"

,,c) die Aufsicht über die Erfüllung der den
Kammermitgliedern obliegenden Pflichten
und die Disziplinaraufsicht über die in das
Verzeichnis gemäß § 16 a Abs. 2 eingetrage-
nen Personen bei der Erbringung ihrer
Dienstleistung in Österreich (§ 31);"

12. § 76 Abs. 1 lautet:

„(1) Wer sich des Titels „Patentanwalt" bedient,
ohne in die Liste der Patentanwälte oder in das
Verzeichnis gemäß § 16 a Abs. 2 eingetragen zu
sein, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist
mit einer Geldstrafe bis zu 60 000 S zu bestrafen."

13. § 83 wird folgender § 83 a angefügt:

„§ 83 a. Die in diesem Bundesgesetz genannten
bundesgesetzlichen Bestimmungen sind in ihrer
jeweils geltenden Fassung anzuwenden."

14. § 85 erhält die Bezeichnung § 85 Abs. 1.

15. § 85 wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) § 1 Abs. 1 und 3, §§ 2, 3 Abs. 1 bis 3 und 5,
§ 7 Abs. 1 lit. a bis c, die Überschrift des
II. Abschnitts, §§ 8, 11, 15 a, 15 b, 16 a, 27 Abs. 1
und 7, § 35 Abs. 2 lit. a und c, § 76 Abs. 1, §§ 83 a
und 85 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 772/1992 treten gleichzeitig mit dem Abkom-
men über den Europäischen Wirtschaftsraum *) in
Kraft."

Artikel II

Das Musterschutzgesetz 1990, BGBl. Nr. 497,
wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 2 Z 1 lautet:
„1. auf einen offensichtlichen Mißbrauch zum

Nachteil des Anmelders oder seines Rechts-
vorgängers oder"

*) Die Kundmachung des Abkommens und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

2. § 14 Z 1 und 2 lautet:
„1. auf Antrag des Musteranmelders;

2. auf Antrag eines Dritten, sofern dieser
nachweist, daß sich der Musteranmelder ihm
gegenüber auf das Muster berufen hat;"

3. § 26 Abs. 2 lautet:

„(2) Die §§ 52 bis 56, 57 Abs. 2, §§ 57 b, 58, 58 a,
58 b, 60, 61, 64, 66 bis 69, 76 Abs. 1, 4 und 5, §§ 79,
82 bis 86, 126 bis 137 und 172 a Abs. 1 des
Patentgesetzes 1970 sind sinngemäß anzuwenden.
Die Rechtsabteilung ist auch dann zuständige
Abteilung im Sinne des § 130 Abs. 1 des Patentge-
setzes 1970, wenn die versäumte Handlung bei einer
Kammer der gewerblichen Wirtschaft vorzunehmen
war."

4. § 32 lautet:

„§ 32. (1) Wer in Angelegenheiten des Muster-
schutzes vor einer Kammer der gewerblichen
Wirtschaft, vor dem Patentamt oder vor dem
Obersten Patent- und Markensenat als Vertreter
einschreitet, muß seinen Wohnsitz im Inland haben;
für Rechtsanwälte, Patentanwälte und Notare
gelten allerdings die berufsrechtlichen Vorschriften.
Der Vertreter hat seine Bevollmächtigung durch
eine schriftliche Vollmacht darzutun, die in
Urschrift oder in ordnungsgemäß beglaubigter
Abschrift vorzulegen ist. Sind mehrere Personen
bevollmächtigt, so ist auch jeder einzelne allein zur
Vertretung befugt.

(2) Schreitet ein Rechtsanwalt, Patentanwalt oder
Notar ein, so ersetzt die Berufung auf die ihm
erteilte Bevollmächtigung deren urkundlichen
Nachweis. Eine Bevollmächtigung zur Übertragung
eines Musters ist jedoch in jedem Fall durch eine
schriftliche Vollmacht darzutun, die ordnungsge-
mäß beglaubigt sein muß.

(3) Schreitet ein Vertreter ohne Vollmacht ein
oder, im Fall des Abs. 2, ohne sich auf die ihm
erteilte Bevollmächtigung zu berufen, so ist die von
ihm vorgenommene Verfahrenshandlung nur unter
der Bedingung wirksam, daß er innerhalb der ihm
gesetzten angemessenen Frist eine ordnungsgemäße
Vollmacht vorlegt oder sich auf die ihm erteilte
Bevollmächtigung beruft.

(4) Wer im Inland weder Wohnsitz noch
Niederlassung hat, kann Rechte aus diesem
Bundesgesetz vor einer Kammer der gewerblichen
Wirtschaft und vor dem Patentamt nur geltend
machen, wenn er einen Vertreter hat, der die
Erfordernisse des Abs. 1 erfüllt. Vor der Beschwer-
deabteilung und vor der Nichtigkeitsabteilung des
Patentamtes sowie vor dem Obersten Patent- und
Markensenat kann er diese Rechte nur geltend
machen, wenn er durch einen Rechtsanwalt,
Patentanwalt oder Notar vertreten ist.

(5) Die einem Rechtsanwalt, Patentanwalt oder
Notar zur Vertretung vor dem Patentamt erteilte
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Bevollmächtigung ermächtigt ihn kraft Gesetzes,
alle Rechte aus diesem Bundesgesetz vor einer
Kammer der gewerblichen Wirtschaft, vor dem
Patentamt und vor dem Obersten Patent- und
Markensenat geltend zu machen, insbesondere
Muster anzumelden, Anmeldungen zurückzuzie-
hen, auf veröffentlichte Muster zu verzichten, von
der Nichtigkeitsabteilung zu behandelnde Anträge
sowie Rechtsmittel einzubringen und zurückzuzie-
hen, ferner Vergleiche zu schließen, Zustellungen
aller Art sowie amtliche Gebühren und die vom
Gegner zu erstattenden Verfahrens- und Vertre-
tungskosten anzunehmen sowie einen Stellvertreter
zu bestellen.

(6) Die Bevollmächtigung gemäß Abs. 5 kann auf
ein bestimmtes Schutzrecht und auf die Vertretung
in einem bestimmten Verfahren beschränkt werden.
Sie wird jedoch weder durch den Tod des
Vollmachtgebers noch durch eine Veränderung in
seiner Handlungsfähigkeit aufgehoben.

(7) Soll ein Vertreter, der nicht Rechtsanwalt,
Patentanwalt oder Notar ist, auch ermächtigt sein,
auf ein veröffentlichtes Muster (§ 17) ganz oder
zum Teil zu verzichten, so muß er hiezu
ausdrücklich bevollmächtigt sein."

5. § 42 Abs. 3 lautet:

„(3) Die Gebühren gemäß Abs. 1 Z 1 und 3 sind
zurückzuerstatten, wenn die Beschwerde oder die
Berufung im wesentlichen Erfolg hat und das
Verfahren ohne Gegenpartei durchgeführt worden
ist. Von den im Abs. 1 Z 2 und 3 festgesetzten
Gebühren ist die Hälfte zurückzuerstatten, wenn
der vor der Nichtigkeitsabteilung zu verhandelnde
Antrag oder die Berufung zurückgewiesen oder das
Verfahren eingestellt wird, ohne daß es zu einer
mündlichen Verhandlung gekommen ist. Von den
im Abs. 1 Z 4 festgesetzten Gebühren ist die Hälfte
zurückzuerstatten, wenn der Antrag vor der
Beschlußfassung zurückgezogen wird."

6. § 43 lautet:

„§ 43. (1) Mit Verordnung können Druckkosten-
beiträge sowie besondere Gebühren für amtliche
Veröffentlichungen, Beglaubigungen, Registeraus-
züge, Musterzertifikate, Prioritätsbelege und Amts-
zeugnisse festgesetzt werden. Bei der Festsetzung
des einzelnen Gebührensatzes, der 1 100 S nicht
übersteigen darf, ist der für die amtliche Tätigkeit
erforderliche Arbeits- und Sachaufwand zu berück-
sichtigen. Soweit die Höhe der Gebühren von der
Zahl der Seiten oder Blätter abhängt, ist § 166
Abs. 10 des Patentgesetzes 1970 sinngemäß anzu-
wenden.

(2) Anträge auf amtliche Veröffentlichungen und
Anträge, deren Bewilligung eine amtliche Veröf-
fentlichung auf Grund dieses Bundesgesetzes zur

Folge hat, sind zurückzuweisen, wenn die hierauf
entfallenden Gebühren oder Druckkostenbeiträge
nicht rechtzeitig gezahlt werden."

Klestil

Vranitzky

773. Bundesgesetz, mit dem das Marken-
schutzgesetz geändert wird (Markenschutzge-

setz-Novelle 1992)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Markenschutzgesetz 1970, BGBl. Nr. 260,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 418/1992 (Patent- und Markengebühren-No-
velle 1992), wird wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. 1 Z 2 lautet:
„2. ausschließlich Angaben in Worten oder

Bildern über Ort, Zeit oder Art der Herstel-
lung, über die Beschaffenheit, über die
Bestimmung, über Preis-, Mengen- oder
Gewichtsverhältnisse der Ware oder über Ort,
Zeit oder Art der Erbringung, über die
Beschaffenheit, über die Bestimmung, über
Preisverhältnisse oder Umfang der Dienstlei-
stung enthalten;"

2. § 9 lautet:

„§ 9. Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten kann, wenn dies zur leichteren
Feststellung der Herkunft von Waren einer
bestimmten Gattung wegen ihrer Beschaffenheit,
insbesondere Gefährlichkeit, oder aus volkswirt-
schaftlichen Gründen geboten ist, anordnen, daß
derartige Waren nur in Verkehr gesetzt werden
dürfen, wenn sie mit einer eingetragenen Marke in
einer durch die Verordnung zu bezeichnenden
Weise versehen sind."

3. § 10 wird folgender § 10 a angefügt:

„§ 10 a. (1) Die Marke gewährt ihrem Inhaber
nicht das Recht, einem Dritten zu verbieten, die
Marke für Waren zu benutzen, die unter dieser
Marke von ihrem Inhaber oder mit seiner
Zustimmung im EWR in den Verkehr gebracht
worden sind.

(2) Abs. 1 findet keine Anwendung, wenn
berechtigte Gründe es rechtfertigen, daß der
Inhaber sich dem weiteren Vertrieb der Waren
widersetzt, insbesondere wenn der Zustand der
Waren nach ihrem Inverkehrbringen verändert oder
verschlechtert ist."

426
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4. § 16 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Marke muß beim Patentamt zur
Registrierung schriftlich angemeldet werden. Sofern
sie nicht bloß aus Zahlen, Buchstaben oder Worten
ohne bildmäßige Ausgestaltung besteht und hiefür
keine bestimmte Schriftform beansprucht wird, ist
eine Darstellung der Marke zu überreichen. Die
Zahl der vorzulegenden Markendarstellungen, ihre
Beschaffenheit und Abmessungen werden durch
Verordnung festgesetzt."

5. § 17 Abs. 4 lautet:

„(4) Die Marke ist nach ihrer Registrierung zu
veröffentlichen."

6. § 18 Abs. 1 lautet:

„(1) Für die Anmeldung einer Marke sind eine
Anmeldegebühr von 950 S, darin enthalten eine
Recherchengebühr (§ 21) in Höhe von 400 S und
eine Klassengebühr zu zahlen. Die Klassengebühr
beträgt 220 S, sofern das Verzeichnis der Waren
und Dienstleistungen nicht mehr als drei Klassen
umfaßt; für jede weitere Klasse erhöht sie sich um je
290 S."

7. § 22 Abs. 2 letzter Satz entfällt.

8. § 22 Abs. 3 lautet:

„(3) Die Anträge unterliegen der Zahlung einer
Gebühr, deren jeweilige Höhe durch Verordnung
des Präsidenten des Österreichischen Patentamtes
festzusetzen ist. Bei der Festsetzung des einzelnen
Gebührensatzes ist der für die Tätigkeit erforderli-
che Arbeits- und Sachaufwand zu berücksichtigen."

9. § 26 Abs. 1 lautet:

„(1) Der Schutz besteht nur, wenn der Bundesmi-
nister für wirtschaftliche Angelegenheiten der
Ausstellung die Begünstigung des Prioritätsschutzes
für die Marken, die zur Kennzeichnung von dort
zur Schau gestellten Waren gebraucht werden,
zuerkannt hat."

10. § 28 Abs. 2 lautet:

„(2) Rechtsstreitigkeiten über Rechte an Marken
sowie die Verfahren auf Löschung (§§ 30 bis 33 c)
und auf Übertragung (§ 30 a) sind auf Antrag im
Markenregister anzumerken (Streitanmerkung)."

11. § 30 erhält die Bezeichnung § 30 Abs. 1.

12. § 30 werden folgende Abs. 2 und 3 angefügt:

„(2) Der Antrag ist innerhalb eines Zeitraumes
von fünf Jahren ab Kenntnis von der Benutzung der
jüngeren eingetragenen Marke zu stellen. Dies gilt
nur für die Waren oder Dienstleistungen, für die die
jüngere Marke benutzt worden ist, und auch nur
dann, wenn die Anmeldung der jüngeren Marke
nicht bösgläubig vorgenommen worden ist.

(3) Das Löschungserkenntnis wirkt auf den
Beginn der Schutzdauer (§ 19 Abs. 1) zurück."

13. § 30 a erhält die Bezeichnung § 30 a Abs. 1.

14. § 30 a wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Das Löschungserkenntnis wirkt auf den
Beginn der Schutzdauer (§ 19 Abs. 1) zurück."

15. § 31 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Das Löschungserkenntnis wirkt auf den
Beginn der Schutzdauer (§ 19 Abs. 1) zurück."

16. § 32 erhält die Bezeichnung § 32 Abs. 1.

17. § 32 wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Das Löschungserkenntnis wirkt auf den
Beginn der Schutzdauer (§ 19 Abs. 1) zurück."

18. § 33 erhält die Bezeichnung § 33 Abs. 1.

19. § 33 wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Wird die Marke deshalb gelöscht, weil sie
nicht hätte registriert werden dürfen, wirkt das
Löschungserkenntnis auf den Beginn der Schutz-
dauer (§ 19 Abs. 1) zurück."

20. § 33 a Abs. 3 lautet:

„(3) Auf einen Markengebrauch, der erst
aufgenommen wurde, nachdem

a) sich der Markeninhaber oder ein Lizenzneh-
mer gegenüber dem Antragsteller auf das
Markenrecht berufen hatte oder

b) der Antragsteller den Markeninhaber oder
einen Lizenznehmer auf den Nichtgebrauch
hingewiesen hatte,

kann sich der Markeninhaber jedoch nicht berufen,
sofern der Löschungsantrag innerhalb von drei
Monaten, nachdem es erstmals zu einer der unter
lit. a oder b erwähnten Handlungen gekommen
war, überreicht wurde."

21. § 33 a wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Das Löschungserkenntnis wirkt fünf Jahre,
gerechnet vom Tag der Antragstellung an, zurück,
jedoch höchstens bis zum Ablauf des fünften Jahres
der Schutzdauer."

22. § 33 a werden folgende §§ 33 b und 33 c
angefügt:

„§ 33 b. (1) Jedermann kann die Löschung einer
Marke begehren, wenn sie nach dem Zeitpunkt ihrer
Eintragung infolge des Verhaltens oder der
Untätigkeit ihres Inhabers im geschäftlichen Ver-
kehr zur gebräuchlichen Bezeichnung einer Ware
oder Dienstleistung, für die sie eingetragen ist,
geworden ist.

(2) Das Löschungserkenntnis wirkt auf den
Zeitpunkt zurück, für den die abgeschlossene
Entwicklung der Marke zur gebräuchlichen Be-
zeichnung (Freizeichen) nachgewiesen wurde."

„§ 33 c. (1) Jedermann kann die Löschung einer
Marke begehren, wenn sie nach dem Zeitpunkt ihrer
Eintragung infolge ihrer Benutzung durch den
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Inhaber oder mit seiner Zustimmung für Waren
oder Dienstleistungen, für die sie eingetragen ist,
geeignet ist, das Publikum insbesondere über die
Art, die Beschaffenheit oder die geographische
Herkunft dieser Waren oder Dienstleistungen
irrezuführen.

(2) Das Löschungserkenntnis wirkt auf den
Zeitpunkt zurück, für den die irreführende
Benutzung der Marke nachgewiesen wurde."

23. § 34 entfällt.

24. § 37 lautet:

„§ 37. Über Anträge auf Löschung einer regi-
strierten Marke (§§ 30 bis 33 c) und über Anträge
auf Übertragung (§ 30 a) entscheidet die Nichtig-
keitsabteilung."

25. § 42 Abs. 1 lautet:

„(1) Im übrigen sind, soweit im folgenden nichts
anderes bestimmt ist, auf das Verfahren die §§ 52 bis
56, 57 b, 58 a, 58 b, 64, 66 bis 73, 79, 82 bis 86, 112
bis 126, 127 Abs. 1, 2, 4 und 5, § 128 erster Satz,
§§ 129 bis 133 Abs. 2, §§ 134, 135, 137 bis 145, 169
sowie 172 a Abs. 1 des Patentgesetzes 1970, BGBl.
Nr. 259, in der jeweils geltenden Fassung sinnge-
mäß anzuwenden; die im § 132 Abs. 1 lit. b des
Patentgesetzes 1970 vorgesehene Verfahrensgebühr
entspricht der Anmeldegebühr (§ 18 Abs. 1)."

26. § 60 Abs. 1 lautet:

„(1) Marken von Unternehmen, die ihren Sitz im
Ausland haben, genießen den Schutz dieses
Bundesgesetzes nur, wenn und solange Marken von
Unternehmen, die ihren Sitz im Inland haben, in
dem betreffenden ausländischen Staat nach dessen
Recht den gleichen Schutz wie Marken von
Unternehmen mit dem Sitz in dem ausländischen
Staat genießen und die Gewährung gleichen
Schutzes durch zwischenstaatliche Vereinbarungen
oder durch eine vom Bundesminister für wirtschaft-
liche Angelegenheiten im Bundesgesetzblatt zu
verlautbarende Kundmachung festgestellt ist."

27. § 62 Abs. 3 lautet:

„(3) Auf die Verbandsmarken finden die
Vorschriften dieses Bundesgesetzes entsprechende
Anwendung, soweit nicht in den §§ 63 bis 68 etwas
anderes bestimmt ist. Insbesondere treten auch die
im § 4 Abs. 2 und § 31 dieses Bundesgesetzes und im
§ 9 Abs. 3 des Bundesgesetzes gegen den unlauteren
Wettbewerb 1984, BGBl. Nr. 448, in- der jeweils
geltenden Fassung zugunsten nichtregistrierter
Zeichen vorgesehenen Rechtswirkungen ein, wenn
ein Zeichen in den beteiligten Verkehrskreisen als
Kennzeichen der Waren oder Dienstleistungen der
Mitglieder eines Verbandes gilt."

28. § 70 Abs. 1 lautet:

„(1) Durch Verordnung können Druckkosten-
beiträge sowie besondere Gebühren für amtliche

Ausfertigungen, Veröffentlichungen, Bestätigungen
und Beglaubigungen sowie für Registerauszüge
festgesetzt werden. Bei der Festsetzung des
einzelnen Gebührensatzes, der 1 200 S nicht
übersteigen darf, ist der für die amtliche Tätigkeit
erforderliche Arbeits- und Sachaufwand zu berück-
sichtigen. Soweit die Höhe der Gebühren von der
Zahl der Seiten oder Blätter abhängt, ist § 166
Abs. 10 des Patentgesetzes 1970, BGBl. Nr. 259, in
der jeweils geltenden Fassung sinngemäß anzuwen-
den"

29. § 71 lautet:

„§ 71. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

1. hinsichtlich der §§ 10, 10 a, 12 bis 14, 23 und
57 der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten und der Bundesminister für
Justiz,

2. hinsichtlich des § 6 Abs. 2 der Bundesminister
für wirtschaftliche Angelegenheiten im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für
auswärtige Angelegenheiten,

3. hinsichtlich der §§ 51 bis 56 und des § 67 der
Bundesminister für Justiz,

4. hinsichtlich des § 70 Abs. 1 der Bundesminister
für wirtschaftliche Angelegenheiten im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen,

5. hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten."

30. § 72 erhält die Bezeichnung § 72 Abs. 1.

31. § 72 wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) § 4 Abs. 1 Z 2, §§ 9, 10 a, 16 Abs. 2, § 17
Abs. 4, §§ 18, 22 Abs. 3, §§ 26, 28 Abs. 2, §§ 30, 30 a,
31 Abs. 3, §§ 32, 33, 33 a Abs. 3 und 6, §§ 33 b, 33 c,
37, 42, 60 Abs. 1, § 62 Abs. 3, §§ 70, 71 und 72
Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 773/1992 treten gleichzeitig mit dem Abkom-
men über den Europäischen Wirtschaftsraum *) in
Kraft.

Die Kundmachung des Abkommens und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

Klestil

Vranitzky

774. Bundesgesetz, mit dem die Wirtschafts-
treuhänder-Berufsordnung geändert wird
(EWR-Wirtschaftstreuhänder-Berufsrechtsan-

passungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:
Die Wirtschaftstreuhänder-Berufsordnung,

BGBl. Nr. 125/1955, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 340/1991, wird wie folgt
geändert:
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Artikel I

Nach § 69 wird folgender Artikel II a eingefügt:

„Artikel II a

EWR-Anpassungsbestimmungen

Anwendbarkeit der Wirtschaftstreuhänder-Berufs-
ordnung

§ 69 a. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
sind auf Staatsangehörige einer Vertragspartei des
Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum (EWR-Vertragsstaat) nach Maßgabe der
§§ 69 b bis 69 f anzuwenden.

Staatsangehörigkeit

§ 69 b. Staatsangehörige anderer EWR-Vertrags-
staaten sind Inländern gleichzuhalten.

Besondere Berufsantrittserfordernisse

§ 69 c. (1) Nach den Rechtsvorschriften eines
EWR-Vertragsstaates befugte Steuerberater haben
vor ihrer öffentlichen Bestellung und vor Aufnahme
ihrer wirtschaftstreuhänderischen Tätigkeit in
Österreich — abgesehen vom Erfordernis der
österreichischen Staatsbürgerschaft — die allgemei-
nen Erfordernisse der §§ 3 bis 6, ihre Befugnis, die
positive Ablegung der Eignungsprüfung gemäß
§ 69 d Abs. 1 sowie den Abschluß einer Berufshaft-
pflichtversicherung gemäß §§ 16 bis 18 nachzuwei-
sen. Staatsangehörige eines Staates ohne reglemen-
tierte Berufsbefugnis haben darüber hinaus ein
mindestens dreijähriges einschlägiges mit Erfolg
abgeschlossenes Hochschulstudium, eine zweijäh-
rige hauptberufliche wirtschaftstreuhänderische Be-
rufsausübung in einem EWR-Vertragsstaat und eine
mindestens vierjährige Berufserfahrung als Berufs-
anwärter im Inland, auf die eine in einem
EWR-Vertragsstaat ausgeübte Tätigkeit im Sinne
des Art. 4 Abs. 1 lit. a der Richtlinie 89/48/EWG-
des Rates vom .21. Dezember 1988 über eine
allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hoch-
schuldiplome, die eine mindestens dreijährige
Berufsausbildung abschließen, ABl. Nr. L 19 vom
24. Jänner 1989, S 16, in der durch das Abkommen
über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Ab-
kommen, Anhang VII Z 1) rezipierten Fassung im
Verhältnis 1 : 1 anzurechnen ist, nachzuweisen.

(2) Nach den Rechtsvorschriften eines EWR-
Vertragsstaates befugte Wirtschaftsprüfer haben vor
ihrer öffentlichen Bestellung und vor Aufnahme
ihrer wirtschaftstreuhänderischen Tätigkeit in
Österreich — abgesehen vom Erfordernis der
österreichischen Staatsbürgerschaft — die allgemei-
nen Erfordernisse der §§ 3 bis 6, ihre Befugnis, die
positive Ablegung der Eignungsprüfung gemäß
§ 69 d Abs. 5 sowie den Abschluß einer Berufshaft-

pflichtversicherung gemäß §§ 16 bis 18 nachzuwei-
sen. Weiters haben sie nachzuweisen, daß sie ihre
Berufsbefugnis in Entsprechung der Berufszulas-
sungsregeln der Achten Richtlinie des Ra-
tes 84/253/EWG vom 10. April 1984 auf Grund
von Art. 54 Abs. 3 Buchstabe g) des Vertrages über
die Zulassung der mit der Pflichtprüfung der
Rechnungslegungsunterlagen beauftragten Perso-
nen, ABl. Nr. L 126 vom 12. Mai 1984, S 20, in der
durch das Abkommen über den Europäischen
Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen, Anhang XXII
Z 7) rezipierten Fassung erlangt haben.

(3) Hat ein Berufsangehöriger eines EWR-Ver-
tragsstaates die Eignungsprüfung gemäß § 69 d
Abs. 1 oder 5 oder eine Fachprüfung gemäß § 13
erfolgreich abgelegt, darf er im- Rahmen seiner
Befugnisse auch ohne inländischen Wohn- oder
Berufssitz und ohne Bestellung (Anerkennung)
vorübergehend grenzüberschreitend im Inland tätig
werden. Die im ersten Satz festgelegte Vorausset-
zung muß auch hinsichlich eines Berufsangehörigen
ohne inländischen Wohn- oder Berufssitz und ohne
Bestellung, dessen sich eine Gesellschaft mit
Berufssitz in einem anderen EWR-Vertragsstaat
bedient, vorliegen. Tätigkeiten gemäß § 31 Abs. 1.
können darüber hinaus nur nach Begründung eines
inländischen Berufssitzes (Zweigstelle) mit befug-
tem Verantwortlichen (Zweigstellenleiter) ausgeübt
werden.

(4) Die Befugnis ist durch Diplome, Prüfungs-
zeugnisse und Befähigungsnachweise, durch die in
einem EWR-Vertragsstaat die Befugnis zur Aus-
übung der Tätigkeit eines Wirtschaftsprüfers und
Steuerberaters oder eines Steuerberaters verliehen
wird, im Sinne des Art. 1 lit. a der Richtli-
nie 89/48/EWG (Abs. 1) nachzuweisen.

Eignungsprüfung

§ 69 d. (1) Die Eignungsprüfung für Steuerbera-
ter im Sinne des Art. 4 Abs. 1 lit. b in Verbindung
mit Art. 1 lit. g der Richtlinie 89/48/EWG (§ 69 c
Abs. 1) umfaßt zwei schriftliche Klausurarbeiten
und eine mündliche Prüfung.

(2) Die schriftlichen Klausurarbeiten sind über je
eines der folgenden Prüfungsgebiete abzulegen:

1. Bilanzierung, handeis- und steuerrechliche
Bewertung, steuerliche Einkommens- und
Erfolgs- bzw. Ertragsermittlung, vermögens-
abhängige Steuern und Verkehrssteuern (fünf
Stunden),

2. Verfahrens- und Berufsrecht (drei Stunden).

(3) Nach positiver Beurteilung der schriftlichen
Klausurarbeiten ist eine mündliche Prüfung über
folgende Prüfungsgebiete abzulegen:

1. Berufsrecht der Wirtschaftstreuhänder,
2. Abgabenrecht inklusive Abgabenverfahrens-

recht,



265. Stück — Ausgegeben am 4. Dezember 1992 — Nr. 774 4471

3. Grundzüge der Rechtslehre (Grundzüge des
Bürgerlichen Rechtes unter besonderer Be-
rücksichtigung des Schuld- und Sachenrech-
tes, Handelsrecht unter besonderer Berück-
sichtigung des Rechtes der Personengesell-
schaften und der Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung sowie der Rechnungsle-
gungsvorschriften, Grundzüge des Insolvenz-
rechtes, des Wechsel- und Scheckrechtes, des
zivilgerichtlichen Verfahrensrechtes, der Vor-
schriften über Beschwerdeführung in Abga-
bensachen vor den Höchstgerichten, des
Gewerberechtes, des Arbeitsrechtes, des Sozi-
alversicherungsrechtes und des Datenschutz-
rechtes).

(4) Die Zulassung zur Eignungsprüfung gemäß
Abs. 1 ist unter Vorlage aller für den Nachweis des
Vorliegens der Voraussetzungen gemäß § 69 c
Abs. 1 — mit Ausnahme der positiven Ablegung der
Eignungsprüfung — erforderlichen Belege zu
beantragen.

(5) Die Eignungsprüfung für Wirtschaftsprüfer
und Steuerberater im Sinne des Art. 4 Abs. 1 lit. b in
Verbindung mit Art. 1 lit. g der Richtli-
nie 89/48/EWG (§ 69 c Abs. 2) umfaßt drei schrift-
liche Klausurarbeiten und eine mündliche Prüfung.

(6) Die schriftlichen Klausurarbeiten sind über je
eines der folgenden Prüfungsgebiete abzulegen:

1. Bilanzierung, handeis- und steuerrechtliche
Bewertung, steuerliche Einkommens- und
Erfolgs- bzw. Ertragsermittlung, vermögens-
abhängige Steuern und Verkehrssteuern (fünf
Stunden),

2. Verfahrens- und Berufsrecht (drei Stunden),
3. Rechtslehre gemäß Abs. 7 Z 4 (sechs Stunden).

(7) Nach positiver Beurteilung der schriftlichen
Klausurarbeiten ist eine mündliche Prüfung über
folgende Prüfungsgebiete abzulegen:

1. Abgabenrecht inklusive Abgabenverfahrens-
recht,

2. Berufsrecht der Wirtschaftstreuhänder (insbe-
sondere hinsichtlich prüfender Tätigkeiten),

3. besondere Kenntnisse des Umgründungssteu-
errechtes,

4. Rechtslehre (allgemeines Handelsrecht, Recht
der Gesellschaften und Genossenschaftsrecht,
besonders gründliche Kenntnisse des Aktien-
und GmbH-Rechtes, Sachen- und Grund-
buchsrecht, allgemeines und besonderes
Schuldrecht, Insolvenzrecht, Grundzüge des
Verfassungs- und allgemeinen Verwaltungs-
rechtes, Vorschriften über die Beschwerdefüh-
rung in Abgabensachen vor Höchstgerichten).

(8) Die Zulassung zur Eignungsprüfung gemäß
Abs. 5 ist unter Vorlage aller für den Nachweis des
Vorliegens der Voraussetzungen gemäß § 69 c
Abs. 2 — mit Ausnahme der positiven Ablegung der
Eignungsprüfung — erforderlichen Belege zu
beantragen.

(9) Eignungsprüfungen sind in deutscher Sprache
abzulegen. Im übrigen sind auf die Durchführung
von Eignungsprüfungen die §§ 11 bis 15 a sowie die
Wirtschaftstreuhänder-Prüfungsordnung 1983,
BGBl. Nr. 45, in ihrer jeweils geltenden Fassung
sinngemäß anzuwenden.

Bestellung (Anerkennung)

§ 69 e. (1) Nach den Rechtsvorschriften eines
EWR-Vertragsstaates Befugte haben nach Erbrin-
gung der Nachweise gemäß § 69 c auf Antrag
Anspruch auf öffentliche Bestellung — Gesellschaf-
ten auf Anerkennung — seitens der Kammer der
Wirtschaftstreuhänder.

(2) Mit Bestellung (Anerkennung) erwirbt der
Befugte das Recht, die jeweilige im § 2 festgelegte
Berufsbezeichnung zu führen. Darüber hinaus ist er
auch berechtigt, die in einem EWR-Vertragsstaat
rechtmäßig erworbene Ausbildungsbezeichnung
und gegebenenfalls deren Abkürzung in der Sprache
dieses Staates zu führen.

Ehrengerichtsbarkeit

§ 69 f. Bewerber um Zulassung zur Eignungsprü-
fung und deren Absolventen unterliegen auch ohne
Bestellung (Anerkennung) den Vorschriften der
§§ 47 bis 54."

Artikel II

Inkrafttreten, Vollziehungsklausel

(1) Dieses Bundesgesetz tritt gleichzeitig mit dem
Abkommen über den Europäischen Wirtschafts-
raum*) in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten betraut.

*) Die Kundmachung des Abkommens und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

Klestil

Vranitzky
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